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Bundesländer haben unterschiedliche Regelungen 

Flickenteppich Personalbemessung 
Wie viel Personal ist für eine gute Versorgung im Heim notwendig? Diese Frage bleibt 

nach den Pflegereformen bisher unbeantwortet. So gelten weiterhin teils deutlich un-

terschiedliche Regelungen bei diesem Thema. 

Von Michael Wipp

Karlsruhe // Die Pflege-Stärkungsge-
setze haben zweifellos neben vielen 
anderen Anpassungen die dringend 
erforderliche Korrektur bei der Begut-
achtung von Pflegebedürftigkeit mit 
sich gebracht. An eines jedoch haben 
sich die Politiker nicht herangetraut: 
an die enormen Unterschiede bei der 
Personalbemessung zwischen den 
einzelnen Bundesländern, aber auch 
innerhalb derselben. Wundern tut es 
nicht. Eine hochkomplexe Thematik 
mit sehr vielschichtigen Auswirkun-
gen. So hat man lieber erst einmal 
eine Expertenkommission nach § 113 
c SGB XI eingesetzt und sich damit bis 
zum 30. Juni 2020 Zeit gelassen. 

Dass eigentlich ein unmittelba-
rer Zusammenhang zwischen Pflege-
graden, Pflegequalität (Qualitätsaus-
schuss 113 b SGB XI) und Personal-
bemessung bestehen müsste, ist un-
umstritten. Den gegenwärtigen Pfle-
geschlüsseln fehlt dieser Bezug im 
Wesentlichen. Es wurde die Chance 
vertan, diesen Zusammen-hang her-
zustellen. Die Abkoppelung dieser 
zentralen Indikatoren voneinander 
ist zu hinterfragen. Doch wo zeigen 
sich die bundeslandbezogenen Un-
terschiede bei der Personalbemes-
sung? Diese können hier nur auszugs-
weise dargestellt werden:

Pflegeschlüssel: Dass die Pflege-
schlüssel enorme Abweichungen bei 
gleichem zugrunde liegenden Pfle-
gegrad aufweisen, ist bekannt. Wer 
pflegebedürftig ist, bekommt je nach 
Bundesland einen erheblich unter-
schiedlich quantitativen Leistungs-
umfang. Diese Systematik schreiben 
die Pflegegrade weiter fort. Gleich-
zeitig propagieren die Politiker das 
Ende der Minutenpflege mit Einfüh-
rung des neuen Begutachtungsins-
truments. Die Minutenpflege kam 
aber nicht über die Begutachtung 
zustande – möglicherweise im am-
bulanten Bereich (?) – aber nicht im 
stationären. Dort regelt ausschließ-
lich der Pflegeschlüssel die verfüg-

baren Zeitkontingente und nicht 
eine – wie auch immer geartete 
– Einstufungssystematik. 

Fachkraftquote: Die sogenannte 
„Fachkraftquote“, die angeblich bun-
desweit gilt, aber in jedem Bundes-
land anders bemessen wird. Dazu 
zählt die nicht ganz unwichtige Fra-
gestellung, wer überhaupt als Fach-
kraft zählt? Unbenommen davon, 
hat der Arbeitsmarkt immer weni-
ger Fachkräfte verfügbar und somit 
kann Personalbemessung im quali-
tativen Sinne nicht davon losgekop-
pelt betrachtet werden. 

Berücksichtigung der Qualifika-

tionen: Nicht nur die verfügbare Zeit, 
sondern auch die Frage, wer wird bei 
der Personalbemessung – obwohl er 
Fachkraft ist – berücksichtigt? Hier 
beginnen auch die Differenzen zwi-
schen Leistungs- und Ordnungsrecht. 
Groteskes Beispiel Baden-Württem-
berg: die Pflegedienstleitung, als Ver-
antwortliche für die Pflegequalität im 
Sinne des SGB XI, wird nicht in die 
Fachkraftquote mit einberechnet. 
Arbeitet sie in der Pflege mit, was sie 
wiederum eigentlich nach dem Wil-
len der Behörden nicht soll, um ihre 
eigentlichen Aufgaben (= Führen, Lei-
ten, Qualität etc.) ausführen zu kön-
nen, dann wird dieser Mitarbeits-An-
teil mit auf die Quote angerechnet. 
Übrigens: bei der Frage der generel-
len Stellenerfüllung wiederum wird 
sie voll angerechnet.

Nachtdienst: Bei der Personalbe-
messung im Nachtdienst verfügen 
Bayern, Schleswig-Holstein und Ba-
den-Württemberg über spezielle Re-
gelungen. In allen Fällen gehen diese 
aber zu Lasten des Tagdienstes. Bun-
desweit gilt aber: Eine Erhöhung der 
Besetzung im Nachtdienst zieht in 
der Regel eine Reduzierung der Be-
setzung im Tagdienst nach sich. 

Sektorengrenzen: Während sich 
die Personalbemessung im stationä-
ren Bereich nach rein quantitativen 
und tradierten Gesichtspunkten aus-
richtet, ist der ambulante Bereich fort-
schrittlicher. Dort wird nach dem in-

dividuellen Leistungsbedarf geschaut 
und die mit der Leistung gekoppelte 
Qualifikation eingesetzt. Allerdings 
gilt auch hier: jedes Bundesland kocht 
sein eigenes Süppchen oder besser 
gesagt: die Krankenkassen.

Mitarbeitereinsatz: Was darf ein 
Mitarbeiter an Leistungen vor dem 
Hintergrund seiner fachlichen Qua-
lifikation erbringen? Ambulant – je 
nach Krankenkasse – einiges an Be-
handlungspflege. Im stationären Be-
reich würde das – bei identischem 
Personaleinsatz – Auflagen nach sich 
ziehen.
Fazit: Die gesetzlichen und vertrag-

lichen Vorgaben zur Personalbemes-
sung kranken alle an derselben Prob-
lematik: Der individuelle Hilfebedarf 
findet keine Berücksichtigung; ledig-
lich der rein quantitative. Das funk-
tioniert aber nicht, weil Pflege- und 
Betreuung unterschiedliche Leistun-
gen mit unterschiedlichen Qualifi-
kationen erfordern. So kocht jedes 
Bundesland weiterhin sein eigenes 
Süppchen. Dabei ist dies eine ent-
scheidende Baustelle, um Pflege zu-
kunftsfest zu machen bei steigender 
Pflegebedürftigkeit und abnehmen-
den personellen Ressourcen.
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Wieviel Personal in der Pflege ausreichend ist, definiert jedes Land für sich selbst.  Foto: Werner Krüper
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Erfahren Sie mehr zu diesem 
Thema beim Zukunftstag Alten-
pflege am 25. April in Nürnberg. 
 
zukunftstag-altenpflege.de 
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Umstrittener Verkauf bleibt 
wirksam 

Der umstrittene Verkauf eines 
Pflegeheims in Schwäbisch-Hall 
wird wohl doch nicht rückgän-
gig gemacht. Das berichtet die 
„Welt“ online. Der Verkauf war 
in die Kritik geraten, weil es sich 
bei der Käuferin um die Ehefrau 
von Oberbürgermeister Her-
mann-Josef Pelgrim (SPD) han-
delt. Gegner des Geschäfts und 
auch die Kommunalaufsicht hat-
ten dem Oberbürgermeister Be-
fangenheit vorgeworfen. Pelgrim 
ist Aufsichtsratschef der städti-
schen Grundstücks- und Woh-
nungsbaugesellschaft (GWG), die 
das Haus verkauft hatte. Die Frau 
des OB lehnte die Rückabwicklung 
des Kaufs jedoch ab, wodurch die 
Transaktion wirksam bleibt, teilte 
die GWG mit. 

Pflegerinnen sollen Mann in 
Wanne verbrüht haben 

Die Staatsanwaltschaft Halle er-
mittelt gegen zwei Pflegerinnen 
wegen fahrlässiger Tötung. Die 
beiden sollen am 21. Februar in 
einem Pflegeheim in Beyernaum-
burg im Süden Sachsen-Anhalts 
einen gelähmten Mann in einer 
zu heißen Badewanne verbrüht 
haben, wie der Sprecher der 
Staatsanwaltschaft Halle, Klaus 
Wiechmann, dem Evangelischen 
Pressedienst sagte. Der Mann 
konnte wegen eines Schlagan-
falls nicht sprechen und somit 
keine Hilfe rufen. Die beiden Pfle-
gerinnen hatten ihn in der Wanne 
allein gelassen. Als sie den Vorfall 
bemerkten, wurde ein Notarzt ge-
rufen, der den Mann in eine Spe-
zialklinik brachte. Gegen die Pfle-
gerinnen wurde zunächst wegen 
fahrlässiger Körperverletzung er-
mittelt. Nachdem die Obduktion 
ergab, dass der Mann an den Ver-
brühungen gestorben ist, wurden 
die Ermittlungen auf den Vorwurf 
fahrlässiger Tötung ausgeweitet. 
Laut „Mitteldeutscher Zeitung“ 
sind die Mitarbeiterinnen bereits 
entlassen worden. 

Iraner startet als Praktikant 
in Integrationsprojekt 

Das CMS-Pflegewohnstift Greven 
beschäftigt seit Kurzem einen ge-
flüchteten Iraner als Praktikant. 
„Es ist mir ein Bedürfnis, mei-
nen ganz persönlichen Beitrag 
zur gesellschaftlichen Integra-
tion der geflüchteten Menschen 
zu leisten“, wird Einrichtungslei-
ter John Cyrannek in der „Müns-
terschen Zeitung“ zitiert. Jafar 
Ghaghaimirzaei blickt zunächst 
für 14 Tage den Mitarbeitern der 
Einrichtung über die Schulter. 
Sein Einsatz ist Teil des Projektes 
„Care for Integration“ in Nord-
rhein-Westfalen. Dabei erhalten 
bis zu 160 geflüchtete Menschen 
eine berufliche Perspektive im 
Pflegebereich. Den Teilnehmern 
wird darin über die berufliche 
Weiterbildung sprachliche und 
berufsspezifische Fähigkeiten ver-
mittelt. Ziel ist der Erwerb einer in 
Deutschland anerkannten Quali-
fikation als Altenpflegehelfer so-
wie der Hauptschulabschluss. 

Versorgung Sterbender 

Heime und Dienst 

kooperieren 

Wörth am Main // Die Seniorenheime 
Wörth und Weilbach (Unterfranken, 
Bayern) der Arbeiterwohlfahrt (Awo) 
wollen künftig bei der Versorgung der 
schwerkranken und sterbenden Be-
wohner mit den Ehrenamtlichen Mit-
arbeitern des Malteser Hilfsdienstes 
zusammenarbeiten. Dazu haben die 
Awo und der Malteser Hilfsdienst 
eine Kooperationsvereinbarung ge-
schlossen. Die beiden Partner wollen 
durch ihre Kooperation den betroffe-
nen Bewohnern sowie den Angehöri-
gen zur Seite stehen und Erfahrungen 
und Kenntnisse austauschen. 

„Wir freuen uns, dass wir mit dem 
Malteser Hilfsdienst diese Vereinba-
rung abschließen konnten“, wird 
Ludger Schuhmann, Einrichtungslei-
ter der Awo-Seniorenresidenz Wörth 
und des Seniorenheims Weilbach im 
„Main-Echo“ zitiert. Bereits seit mehr 
als zehn Jahren arbeiteten Arbeiter-
wohlfahrt und Malteser Hilfsdienst 
auf diesem Gebiet zusammen. Nun 
werde – wie im neuen Hospiz- und 
Palliativgesetz vorgesehen – auch 
offiziell die Zusammenarbeit mittels 
der Kooperationsvereinbarung gere-
gelt. Eine Stärkung der Versorgung 
von Schwerkranken und Sterbenden 
sei immer wichtiger, so Schuhmann, 
da auch im ländlichen Raum die tra-
ditionellen Familienstrukturen nicht 
mehr so stabil seien wie früher.  (ck)

Pflegebedarfsplanung 

Stadt fördert keine 

Heime mehr 

Wuppertal // In Wuppertal wer-
den keine neuen Heime sowie Ta-
gespflegeeinrichtungen mehr durch 
die Stadt gefördert, da der Bedarf ge-
deckt ist. Das zeigt der Pflegebedarfs-
plan bis 2020, der im Februar dem Rat 
zur Abstimmung vorgelegt wurde. 
2015 wurde im Rat beschlossen, eine 
Bedarfsplanung aufzustellen. 2016 
wurde dann der erste Plan verabschie-
det. Schon damals hat die Stadt be-
schlossen, keine neuen Heime mehr 
zu fördern. Tagespflegeeinrichtungen 
sollten nur noch unterstützt werden, 
wenn im Quartier ein Defizit festge-
stellt wird, berichtet die „Westdeut-
sche Zeitung“. Auch für Tagespflege-
einrichtung gibt es nach dem neuen 
Plan nun keine Förderung mehr, da in 
der Zwischenzeit fünf neue Einrich-
tungen eröffnet worden sind und der 
Bedarf dadurch gedeckt sei. Die Kurz-
zeitpflegeplätze hingegen sollen in 
Wuppertal nicht limitiert werden. 

Planung soll Einrichtungen vor 
Konkurrenz schützen 

Laut Sozialdezernent Stefan Kühn 
schütze die Limitierung des Angebots 
die Einrichtungen „vor zu scharfer 
Konkurrenz“. Gäbe es ein zu großes 
Angebot an Pflegeplätzen, profitier-
ten die preiswerten Einrichtungen. 
„Das ist zum Nachteil der Einrichtun-
gen, die ihren Mitarbeitern anstän-
dige Löhne zahlen, die gutes Perso-
nal einstellen und ein gutes Angebot 
machen.“ In den 41 Pflegeheimen der 
Stadt stehen aktuell 3 781 Plätze zur 
Verfügung. Die Auslastung lag in 
den ersten drei Quartalen 2016 bis 
97 Prozent.  (ck)
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